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Liebe Leserinnen und Leser, 

 

wir sind mitten drin im politischen Herbst. Einen wirklich dicken 

Knoten konnten wir am vergangenen Sonntag bei einem sozialde-

mokratischen Herzensanliegen durchbrechen. Die Grundrente 

kommt! Zwar mit Einkommens-, jedoch ohne Bedürftigkeitsprü-

fung. Wir schaffen mit diesem Kompromiss eine spürbare Verbesse-

rung für 1,5 Millionen Menschen in Deutschland. Miteinher geht die 

Grundrente mit einer Entlastung von Betriebsrentnern. Das Gesetz 

sieht hier eine Senkung der Kassenbeiträge für Beitragszahler um 

rund 300 Euro pro Jahr vor.  

 

Diesen Donnerstag haben wir mit der Abschaffung des Solidaritäts-

zuschlags für 90% der Bevölkerung eine weitere große steuerliche 

Entlastung beschlossen. Uns Sozialdemokraten war es dabei wich-

tig, dass Spitzenverdiener jedoch nicht befreit werden. Hier konnten 

wir uns gegen die Union durchsetzen und sind standhaft geblieben! 

 

Mit dem ebenfalls am Donnerstag verabschiedeten Masernschutz-

gesetz gehen wir zudem entschieden gegen eine höchstanste-

ckende und gefährliche Krankheit vor. Kernelement des Gesetzes ist 

der verpflichtende Nachweis für Kinder und Beschäftigte in be-

stimmten Einrichtungen, wie Schulen und Kitas, über einen ausrei-

chenden Impfschutz gegen Masern oder aber eine Immunität gegen 

Masern. Meine Rede zur Impflicht finden Sie hier. 

 

Zusätzlich haben wir diesen Freitag das Klimapaket im Parlament 

verabschiedet. Dieses besteht aus acht Gesetzen und bringt 

Deutschland endlich auf den richtigen Kurs in der Klimapolitik. Es ist 

ein Maßnahmenpaket, welches massive Förderungen für klima-

freundliche Investitionen mit  klaren Vorgaben für die Wirtschaft be-

inhaltet und dabei die richtige Verbindung von wissenschaftlich Not-

wendigem und wirtschaftlich- und sozial Verträglichem herstellt. 

 

Sie sehen, liebe Leserinnen und Leser, es lohnt sich mit Leiden-

schaft und Ausdauer in der Politik zu kämpfen.  

 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen! 

 

Ihre    

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de
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Foto  
         der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 

Statement 
der Woche 
 

„[D]ie Einführung der Grundrente 

[ist] ein sozialpolitischer Meilen-

stein“ 

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) 

am 10. November 2019 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

 

 

Wann Wo Was 

19.11.2019  
10:00 Uhr  

 
 

20 .11.2019  
18:30 Uhr  

 
 
21.11.2019  
8:00 Uhr  
 
 
 
21 .11.2019 
14:00 Uhr  
 

Messe Düsseldor f  
CCD  
 
 
Johanneszentrum , 
Neumarkt   
 

Grundschule Zei l ,  
Schulr ing 1  
 
 
Alte Aula 
Münnerstadt  
 
 

Vortrag beim 
Deutschen 
krankenhaustag  
 
Vortrag zum Thema 
Organspende 
 
 
Vor lesetag  für  d ie  
vierten Klassen der  
Grundschu le Zei l  
 
Vortrag für  a l le  
Pf legeschulen im 
Landkre is  Bad 
Kissingen  

Bei der Aktion „Gelbes Band der Verbunden-
heit“ drückte ich meine Solidarität mit den 
rund 3000 Soldatinnen und Soldaten aus, die 
dieses Weihnachten nicht mit ihren Liebsten. 
Foto: Büro Dittmar 

Hier bin ich beim Parlamentarischen Abend der bayerischen 
Apotheker. Links neben mir im Bild ist die Bundesdrogen-
beauftrage Daniela Ludwig (CSU) zu sehen. 
Foto: PZ/André Wagenzik 
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TOP-THEMA 

DIE GRUNDRENTE KOMMT! 
Viele Menschen haben ihr Leben lang hart gear-

beitet, waren fleißig und ließen sich nicht unter-

kriegen. Wenn sie dann in Rente gehen, haben sie 

trotzdem kaum etwas im Portemonnaie, sie kom-

men kaum über die Runden, weil die Löhne zu 

niedrig waren. Das ist zutiefst ungerecht. Diese 

Rentnerinnen und Rentner haben das Land mit-

aufgebaut, Kinder erzogen, sie verdienen Respekt 

und Anerkennung. Das muss sich selbstverständ-

lich auch in ihrer Rente widerspiegeln. 

 

Lange hat die SPD-Bundestagsfraktion für eine So-

lidarrente gekämpft, eine Respektrente wenn man 

so will. Das bedeutet, dass die Rente klar über der 

so genannten Grundsicherung liegt (hieß früher 

Sozialhilfe). Die Bezeichnung hat sich geändert, 

aber das Versprechen ist gehalten: Nun kommt 

endlich die Grundrente! Am Sonntag haben sich 

die Spitzen von SPD und Union auf einen Kompro-

miss verständigt. 

 

Die Grundrente setzt den Auftrag aus dem Koaliti-

onsvertrag um: Nach Jahrzehnten der Arbeit, Kin-

dererziehung oder Pflege von Angehörigen soll je-

der am Ende besser dastehen, als hätte er keine 

oder nur kurzzeitig Beiträge geleistet. 

 

Das funktioniert so: 
Die Rente wird um einen Zuschlag erhöht, wenn 

die Versicherten mindestens 35 Jahre „Grundren-

tenzeiten“ vorweisen können – das sind Pflichtbei-

tragszeiten vor allem aus Beschäftigung, Kinderer-

ziehung und Pflegetätigkeit. Voraussetzung ist au-

ßerdem, dass der Durchschnittswert der Entgelt-

punkte aus so genannten „Grundrentenbewer-

tungszeiten“ des gesamten Versicherungslebens 

zwischen 30 und 80 Prozent des Durchschnittsver-

dienstes liegt. Es soll außerdem einen Übergangs-

bereich geben für diejenigen Rentnerinnen und 

Rentner, die knapp unter 35 Jahre gearbeitet und 

Beiträge gezahlt haben. Das verhindert eine sozu-

sagen harte Abbruchkante. 

 

Die Grundrente werden 1,2 bis 1,5 Millionen Men-

schen erhalten können, davon ein großer Anteil 

Frauen: Vier von Fünf Berechtigten werden weib-

lich sein. Denn häufig haben Frauen in Berufen ge-

arbeitet, in denen viel verlangt, aber trotzdem we-

nig verdient wird. Es werden auch viele Ostdeut-

sche profitieren, die oft besonders lange, aber zu 

niedrigen Löhnen gearbeitet haben. 

 

Kein Gang zum Amt, auch Bestandsrentner 

profitieren 
Ganz wichtig: Die Verbesserungen werden auch 

den Rentnerinnen und Rentnern zugutekommen, 

die bereits eine Rente beziehen. 

 

Die Grundrente wird ohne Bedürftigkeitsprüfung 

ermittelt. Man muss nicht zum Sozialamt. Die 

Grundrente ist keine Sozialhilfeleistung – ganz im 

Gegenteil: Sie wird durch eigene Leistung erwor-

ben. Sie wird nicht geschenkt, sie ist verdient. Wer 

die nötigen Zeiten erworben und einen Anspruch 

auf Grundrente hat, bekommt sie als Bestandteil 

der Rente von der Deutschen Rentenversicherung 

automatisch ausgezahlt. 

 

Die Technik 
Die Grundrente soll so zielgenau wie möglich aus-

gestaltet werden. Deshalb wird es einen Einkom-

mensfreibetrag geben. Der Einkommensfreibetrag 

sichert, dass das zu versteuernde Einkommen bis 

zu 1250 Euro (Alleinlebende) bzw. 1950 Euro 

(Paare) nicht auf die Grundrente angerechnet 

wird. Der Freibetrag wird jährlich angepasst. 

 

Der Einkommensfreibetrag bezieht sich auf das zu 

versteuernde Einkommen, zu dem der steuerfrei 

gestellte Anteil der eigenen Rente und Kapitaler-

träge hinzugerechnet wird (Mieteinnahmen usw.). 

Das zu versteuernde Einkommen ist in der Regel 

geringer als das Bruttoeinkommen und wird indi-

viduell vom Finanzamt festgestellt. Bei der Ermitt-

lung werden von den Gesamteinkünften Sonder-

ausgaben (zum Beispiel für die Kranken- und Pfle-

geversicherung) sowie außergewöhnliche Belas-

tungen (zum Beispiel für die Unterstützung pflege-

bedürftiger Angehöriger) abgezogen. Der bereits 

versteuerte Teil der Rente wird nicht angerechnet. 

Liegt das Einkommen über dem Einkommensfrei-

betrag, wird der darüber liegende Betrag abge-

schmolzen − und zwar bürgerfreundlich und auto-

matisiert durch einen einfachen Datenabgleich 

mit dem Finanzamt. Eine Vermögensprüfung, 

etwa des Wohneigentums, findet nicht statt. Die 

meisten Grundrentenbezieher erhalten die volle 

Grundrente. 
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Freibetrag beim Wohngeld 
Verbesserungen beim Wohngeld: Für viele Rent-

nerinnen und Rentner sind die steigenden Wohn-

kosten eine große finanzielle Belastung. Die SPD-

Bundestagsfraktion hat bereits durchgesetzt, dass 

das Wohngeld alle zwei Jahre an die Bestandsmie-

ten- und Einkommensentwicklung angepasst wird. 

So lässt sich vermeiden, dass Rentnerinnen und 

Rentner durch Rentenerhöhungen unter Umstän-

den ihren Anspruch auf Wohngeld verlieren. Ein 

zweiter wirksamer Schritt soll ein Freibetrag beim 

Wohngeld sein, damit die Grundrente beim 

Wohngeld nicht voll als Einkommen angerechnet 

wird. Umsetzen wird das das zuständige Bundes-

ministerium des Innern, für Bau und Heimat. 

 

Freibetrag bei Grundsicherung 
Freibetrag in der Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung: Wer 35 Jahre lang in der ge-

setzlichen Rentenversicherung oder anderweiti-

gen verpflichtenden Alterssicherungssystemen 

versichert war, soll zudem einen Freibetrag in der 

Grundsicherung erhalten. Damit wird für langjäh-

rig Versicherte sichergestellt, dass das Altersein-

kommen oberhalb der Grundsicherung liegt. 

Schließlich muss es einen Unterschied machen, ob 

man sein Leben lang gearbeitet und vorgesorgt 

hat oder nicht – auch im Geldbeutel. 

 

Der Freibetrag soll abhängig von der individuellen 

Rente berechnet werden und maximal 212 Euro 

(50 Prozent der Regelbedarfsstufe 1) betragen. 

 

Finanzierung 
Damit die Ausgaben für die Grundrente nicht zu 

einem höheren Beitragssatz oder zu einem gerin-

geren Rentenniveau in der Rentenversicherung 

führen, werden die hierfür erforderlichen Gelder 

insbesondere durch einen höheren Bundeszu-

schuss zur Rentenversicherung aufgebracht, also 

durch Steuern. Zudem wird die lange schon nötige 

Finanztransaktionssteuer einen wichtigen Beitrag 

zur Finanzierung leisten. 

 

Die Grundrente ist zentral für den gesellschaftli-

chen Zusammenhalt in unserem Land. Nach einem 

langen Arbeitsleben muss man sich – auch bei ge-

ringem Einkommen – auf die Rente verlassen kön-

nen. Dafür sorgt die Koalition jetzt. Die Grundente 

soll zum 01. Januar 2021 in Kraft treten. 

 

FINANZPOLITIK 

BUNDESTAG BESCHLIESST 
ENDE DES SOLI (FÜR FAST 
ALLE) 
Versprochen, gehalten: Der Bundestag hat am 

Donnerstag einen Gesetzentwurf von Bundesfi-

nanzminister Olaf Scholz (SPD) zum Abbau des So-

lidaritätszuschlags beschlossen (Drs. 19/14103). 

 

Der Gesetzentwurf setzt um, was die Koalition in 

ihrem Koalitionsvertrag beschlossen und verspro-

chen hat: Mehr als 90 Prozent aller Steuerzahlerin-

nen und Steuerzahler müssen von 2021 an keinen 

Soli mehr bezahlen. Millionen Bürger werden so fi-

nanziell deutlich entlastet – insbesondere Men-

schen mit geringem oder mittlerem Einkommen 

und Familien. 

 

Das Gute: Die dann höheren Nettoeinkommen 

stärken die Binnenkonjunktur, was für Deutsch-

lands Wirtschaft wiederum von großem Nutzen 

ist. 

 

Nicht nur für Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer entfällt der Zuschlag. Auch viele Selb-ständige 

und Gewerbetreibende, die der Einkommensteuer 

unterliegen, zahlen ihn künftig nicht mehr. Das 

setzt Anreize für Investitionen und neue Arbeits-

plätze. 

 

Die reichsten zehn Prozent sollen den Soli aber 

weiterzahlen – in voller Höhe allerdings nur die 3,5 

Prozent der Superreichen. Sie sollen ihren Beitrag 

leisten für Zukunftsinvestitionen: in Chancen für 

unsere Kinder, in Klimaschutz, Forschung und Ent-

wicklung. 

 

Der wesentliche Inhalt des Gesetzentwurfs: 
Wer jährlich weniger als 16.956 Euro an Einkom-

men- oder Lohnsteuer zahlt, wird künftig den Soli 

nicht mehr zahlen müssen. Bei zusammen Veran-

lagten beträgt die Grenze 33.912 Euro. Nach gel-

tendem Recht wird der Zuschlag erhoben, wenn 

die tarifliche Einkommensteuer den Betrag von 

972 Euro bzw. 1944 Euro (Einzel-/Zusammenver-

anlagung) übersteigt. Das wird durch eine entspre-

chende Anhebung der Freigrenze für die Einkom-
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mensteuer erreicht, bis zu der kein Solidaritätszu-

schlag anfällt. 

 

Übersteigt die tarifliche Einkommensteuer die 

Freigrenze, wird der Solidaritätszuschlag nicht so-

fort in voller Höhe, also mit 5,5 Prozent der Ein-

kommensteuer, erhoben. Stattdessen wird er für 

rund 6,5 Prozent der verbleibenden Soli-Zahlen-

den ebenfalls abgesenkt, allerdings bei steigenden 

Einkommen mit abnehmender Wirkung. Dazu 

wird die sogenannte Milderungszone angepasst, 

so dass das Gesetz bis weit in die Mittelschicht 

wirkt. 

 

Zwei Beispiele: 
Für ledige sozialversicherungspflichtige Arbeit-

nehmer entfällt der Solidaritätszuschlag voll-stän-

dig bis zu einem Bruttojahreslohn von 73.874 

Euro. Erst ab einem Bruttojahreslohn von 109.451 

Euro muss weiterhin der volle Soli entrichtet wer-

den. Ab 73.874 Euro fällt der Solidaritätszuschlag 

in der Milderungszone nur noch zum Teil an. 

 

Eine Familie mit zwei Kindern (alleinverdienende 

Arbeitnehmerin bzw. alleinverdienender Arbeit-

nehmer) muss erst ab einem Bruttojahreslohn von 

221.375 Euro den vollen Solidaritätszuschlag ent-

richten, ab 151.990 Euro wird er in der Milde-

rungszone nur noch zum Teil erhoben. Bis zu ei-

nem Bruttojahreslohn von 151.990 Euro zahlt die 

Familie gar keinen Solidaritätszuschlag mehr. 

 

Wichtig dabei ist aber: Das sind zwei Beispiele un-

ter bestimmten Bedingungen. Denn grundsätzlich 

kommt es nicht auf das Bruttojahreseinkommen, 

sondern auf das zu versteuernde Jahreseinkom-

men an. Das unterscheidet sich natürlich, zum Bei-

spiel durch Ehegattensplitting, Kinderfreibeträge, 

Werbungskosten etc. 

 

So gibt es eine deutliche finanzielle Stärkung für 

die allermeisten Steuerzahlerinnen und Steuer-

zahler. Allerdings: Eine Abschaffung auch für die 

einkommensstärksten zehn Prozent der Soli-Zah-

lenden, also etwa den Vorstand eines Dax-Kon-

zerns, würde zusätzlich rund 11 Milliarden Euro 

jährlich kosten und lediglich die Nettoeinkommen 

von Spitzenverdienern weiter erhöhen. Und für 

Steuergeschenke an Einkommensmillionäre steht 

die SPD-Bundestagsfraktion nicht zur Verfügung. 

 

SPD-Fraktionsvizechef Achim Post stellt klar: „Von 

einer Komplettabschaffung des Soli, so wie es CDU 

und CSU am liebsten wollen, würden nur noch die 

absoluten Topverdiener profitieren. Das wäre 

nicht nur höchst ungerecht, es würde den Staat 

auch Einnahmen kosten, die wir für Investitionen 

etwa in Bildung und Klimaschutz dringend gebrau-

chen. Eine Komplett-Abschaffung des Soli ist und 

bleibt für die SPD-Fraktion daher nur denkbar, 

wenn sie mit einer Erhöhung der Reichen- und Ein-

kommensteuer für Topverdiener verbunden ist. 

Steuerentlastungen dürfen nicht dazu führen, 

dass die soziale Schere in unserem Land noch wei-

ter aufgeht. Stattdessen muss es das Ziel sein, sie 

zu schließen.“ 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Wohlstand für 

viele, nicht nur Reichtum für wenige. Das ist die 

Voraussetzung, um den Zusammenhalt im Land zu 

stärken. Auch deshalb schafft die Koalition von 

2021 an den Soli ab – für 90 Prozent der Steuer-

zahlerinnen und Steuerzahler. Die reichsten zehn 

Prozent sollen aber weiterzahlen – in voller Höhe 

sogar nur die 3,5 Prozent der Superreichen. Einen 

entsprechenden Gesetzentwurf von Bundesfi-

nanzminister Olaf Scholz (SPD) hat das Parlament 

am Donnerstag beschlossen. 

KRIMINELLE AUFGEPASST: 
KONSEQUENT GEGEN 
GELDWÄSCHE 
Die Koalition verschärft den Kampf gegen Geldwä-

sche und Steuervermeidung. Dazu hat der Deut-

sche Bundestag am Donnerstag in 2./3. Lesung die 

Umsetzung der Fünften EU-Geldwäscherichtlinie 

in nationales Recht beschlossen. 

 

Mit der Umsetzung in ein nationales Gesetz (Drs. 

19/13827) wird der Kampf gegen Geldwäsche, 

Steuerhinterziehung und Terrorismusfinanzierung 

weiter verstärkt. Die Fünfte EU-

Geldwäscherichtlinie adressiert gezielt Themen, 

die im Nachgang zu den terroristischen An-schlä-

gen von Paris und Brüssel sowie dem Bekanntwer-

den der so genannten „Panama Papers“ in den Fo-

kus der Aufmerksamkeit gerieten. Es soll Kriminel-

len erschwert werden, Geld in Immobilien, Edel-

metallen oder Kryptowährungen zu verstecken. 

 

Die Koalition schafft Transparenz. Das so genannte 
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Transparenzregister wird zukünftig für die Öffent-

lichkeit einsehbar. Mit dem Register soll verhin-

dert werden, dass sich die wirklichen Eigentümer 

von Unternehmen hinter Strohmännern verste-

cken können. Bislang hatte nur ein beschränkter 

Personenkreis Zugang zu dem Register, das Aus-

kunft darüber gibt, wer hinter einem Unterneh-

men als Käufer steckt – etwa bei einem Immobili-

engeschäft. 

 

Außerdem müssen geldwäscherechtlich Verpflich-

tete künftig vor neuen Geschäften mit mitteilungs-

pflichtigen Vereinigungen bzw. Rechtseinheiten 

einen Registrierungsnachweis oder Auszug aus 

dem Register einholen und ihnen im Transparenz-

register auffallende Unstimmigkeiten melden. 

 

Gut ausgestattete Ermittlungseinheiten verhin-

dern Kriminalität und legen illegale Finanzströme 

trocken. Deswegen stärkt die Koalition die Finan-

cial Intelligence Unit (FIU) beim Zoll, sie ist die 

Geldwäschebekämpfungseinheit des Bundes. Sie 

bekommt einen erweiterten Zugriff auf relevante 

Datenbestände im Zusammenhang mit Geldwä-

sche und Terrorismusfinanzierung. 

 

Mehr Transparenz  
Außerdem müssen mehr Berufsgruppen als bisher 

einen Verdacht auf Geldwäsche bei den Behörden 

melden und Vorsorge betreiben. Beispielsweise 

müssen Notare künftig in mehr Fällen als bislang 

die Behörden informieren, wenn ein Verdacht auf 

Geldwäsche bei Immobilientransaktionen vorliegt. 

Denn der Immobiliensektor ist besonders anfällig 

für Geldwäsche. 

 

Im parlamentarischen Verfahren haben die Sozial-

demokraten gerade mit Blick auf das hohe Risiko 

im Immobiliensektor noch weitergehende Verbes-

serungen erreicht: Künftig müssen ausländische 

Gesellschaften sich im Transparenzregister eintra-

gen lassen, wenn sie eine Immobilie im Inland er-

werben möchten. Außerdem müssen die Eigen-

tumsverhältnisse und die Kontrollstruktur des Ver-

tragspartners bei geplanten Immobilientransakti-

onen geprüft und dokumentiert werden. Wenn 

gegen diese Verpflichtungen verstoßen wird, muss 

der Notar die Beurkundung des Geschäfts ableh-

nen. 

 

Auch Edelmetallhändler und Auktionshäuser wer-

den zu mehr Transparenz verpflichtet. Das Gesetz 

sieht vor, dass künftig bereits ab einem Handels-

wert von 2000 Euro bei Verdacht auf Geldwäsche 

Meldung zu erstatten ist. Bislang lag die Schwelle 

bei 10.000 Euro. 

 

Im Finanzsektor sollen künftig auch Anbieter von 

elektronischen Geldbörsen, in denen Kryptowäh-

rungen wie zum Beispiel Bitcoins verwahrt wer-

den, zum Vorgehen gegen Geldwäsche verpflich-

tet werden. Das Gleiche gilt für Kunstvermittler 

und Kunstlagerstätten ab einem Transaktionswert 

von 10.000 Euro und für Immobilienmakler bei 

Mietverträgen mit einer Monatsmiete von min-

destens 10.000 Euro. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Ein neues Ge-

setz zum Kampf gegen Geldwäsche und Terroris-

musfinanzierung soll es Kriminellen erschweren, 

ihr schmutziges Geld in Immobilien, Edelmetallen 

oder Kryptowährungen zu verstecken. Teilweise 

werden aus diesen Vermögen auch terroristische 

Straftaten finanziert. Die Gesetzesvorlage von Fi-

nanzminister Olaf Scholz (SPD) verpflichtet mehr 

Berufsgruppen als bisher, einen Verdacht auf 

Geldwäsche bei den Behörden zu melden und Vor-

sorge zu betreiben. Im parlamentarischen Verfah-

ren hat die SPD-Fraktion noch weitergehende Ver-

besserungen erreicht, die insbesondere das hohe 

Risiko für Geldwäsche im Immobiliensektor adres-

sieren sollen. 
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UMWELTPOLITIK 

BUNDESTAG BESCHLIESST 
KLIMASCHUTZGESETZ 
Wir haben keine Zeit zu verlieren. Darum haben 

sich SPD und CDU/CSU nach langen Verhandlun-

gen in der Regierung auf Regeln geeinigt, wie 

Deutschland seine internationalen Verpflichtun-

gen aus dem Pariser Klimaschutzabkommen ver-

lässlich erreichen kann. Am Freitag hat der Bun-

destag nun das Klimaschutzgesetz (Drs. 19/14337) 

verabschiedet, ebenso Regelungen zur Einführung 

einer CO2-Bepreisung durch ein nationales Emissi-

onshandelssystems, den steuerlichen Komponen-

ten sowie Änderungen beim Luftverkehrsgesetz. 

 

 

Das Klimaschutzgesetz ist das Herzstück der 

Klimapolitik. Die Menschen in diesem Land sollen 

sich künftig darauf verlassen können, dass die 

deutschen Klimaziele eingehalten werden. Damit 

wird die Klimapolitik insgesamt auf eine solide 

Grundlage gestellt und verbindlich gemacht. Für 

alle Sektoren (Bereiche), die sich aus dem Klima-

schutzplan 2050 und der europäischen Klima-

schutzverordnung ergeben, werden die jährlich 

definierten Minderungsziele gesetzlich festge-

schrieben. Das schafft größtmögliche Transparenz 

und sichert eine zeitnahe Kontrolle, ob die Klima-

ziele eingehalten werden. 

 

Die Fortschritte in den einzelnen Sektoren werden 

jährlich ermittelt und durch einen unabhängigen 

Expertenrat für Klimafragen begleitet. Damit wird 

Objektivität über den Stand und die noch zu reali-

sierenden Minderungen gewährleistet. Kommt ein 

Sektor von seinem Minderungspfad ab, steuert die 

Bundesregierung unverzüglich nach. Der zustän-

dige Ressortminister legt dafür innerhalb von drei 

Monaten ein Sofortprogramm vor. Auf dieser 

Grundlage entscheidet die Bundesregierung, wel-

che Maßnahmen sie ergreifen wird, um die Klima-

ziele zu erreichen. 

 

Änderungen am Gesetz 
Im parlamentarischen Verfahren haben die Koali-

tionsfraktionen Änderungen am Klimaschutzge-

setz vereinbart. So soll es künftig zum Beispiel eine 

jährliche Plenarwoche „Nachhaltigkeit und Klima“ 

geben. Bundestag oder Bundesregierung können 

den Expertenrat mit der Erstellung von Sondergut-

achten beauftragen. Darüber hinaus wird die Be-

teiligung des Bundestages an künftigen Rechtsset-

zungsvorhaben gestärkt.  

 

Das Klimaschutzgesetz verpflichtet die öffentliche 

Hand, entfaltet aber keine Rechtswirkung für Pri-

vate. Dabei geht der Bund selbst mit gutem Bei-

spiel voran: Bei allen Investitions- und Beschaf-

fungsvorgängen berücksichtigt er künftig das Ziel 

der Treibhausgasminderung. Darüber hinaus setzt 

er sich das Ziel, die Bundesverwaltung bereits bis 

zum Jahr 2030 klimaneutral zu organisieren. 

 

Für das Klimapaket nimmt die Koalition mehr als 

50 Milliarden Euro in die Hand – zum Beispiel um 

den öffentlichen Nahverkehr deutlich auszu-

bauen. Das Ziel, 65 Prozent Erneuerbare Energien 

bis 2030 zu schaffen, wird nun Gesetz. Um es zu 

erreichen, sollen die Stromnetze ausgebaut und 

eine Millionen Ladepunkte für Elektroautos ge-

schaffen werden. Außerdem soll die derzeit beste-

hende Begrenzung beim Ausbau für Solarenergie 

aufgehoben und das Ausbauziel bei Windenergie 

angehoben werden. 

 

Der CO2-Ausstoß bekommt erstmals einen Preis. 

Das ist wichtig, weil es Tempo bringen wird in die 

Entwicklung sauberer Technologien. Gleichzeitig 

unterstützt die Koalition die Bürgerinnen und Bür-

ger, auf klimafreundliche Autos und Heizungen 

umzusteigen. Bahnfahren wird günstiger, Fliegen 

wird teurer. 

 

Änderungen im Steuerrecht 
Des Weiteren soll mit den Änderungen des Geset-

zes zur Errichtung eines Sondervermögens „Ener-

gie- und Klimafonds“ (EKFG) Auswirkungen des Kli-

maschutzprogramms 2030 (Drs. 19/13900) für 

den Energie- und Klimafonds nachvollzogen wer-

den. Der Fonds bleibe „das zentrale Finanzierungs-

instrument zur Umsetzung der Beschlüsse“, heißt 

es im Gesetzentwurf. 

 

Die Fraktionen von CDU/CSU und SPD haben dar-

über hinaus den Entwurf eines Gesetzes zur Um-

setzung des Klimaschutzprogramms 2030 im Steu-

errecht (Drs. 19/14338) eingebracht, „um die Her-

ausforderungen der Kohlendioxid-Reduktion bis 

2030 entschlossen und gleichzeitig sozial ausge-

wogen anzugehen. Umweltfreundliches Verhalten 
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wird dadurch steuerlich stärker gefördert.“ Es 

müsse „rasch und entschlossen“ gehandelt wer-

den, um den Anstieg der durchschnittlichen Erd-

temperatur deutlich zu begrenzen, heißt es in der 

Vorlage. 

 

Vorgesehen sind unter anderem eine steuerliche 

Förderung für energetische Sanierungsmaßnah-

men an selbstgenutztem Wohneigentum, Entlas-

tungen für Pendlerinnen und Pendler, eine gerin-

gere Mehrwertsteuer im Bahnfernverkehr (sieben 

statt 19 Prozent) und ein neues, optionales Hebe-

satzrecht der Kommunen bei der Grundsteuer für 

Gebiete für Windenergie-anlagen. Dadurch kön-

nen Gemeinden und damit auch die dort lebenden 

Bürgerinnen und Bürger an den Erträgen aus der 

Windenergie angemessen beteiligt und dadurch 

motiviert werden, mehr Flächen für Windenergie-

anlagen auszuweisen. 

 

Energetische Sanierungsmaßnahmen an selbstge-

nutztem Wohneigentum sollen von 2020 an für ei-

nen befristeten Zeitraum von zehn Jahren durch 

einen prozentualen Abzug der Aufwendungen von 

der Steuerschuld gefördert werden. 

 

Vieles förderfähig 
Förderfähig sind unter anderem die Wärmedäm-

mung von Wänden, Dachflächen oder Geschoss-

decken, die Erneuerung der Fenster oder Außen-

türen, die Erneuerung beziehungsweise der Ein-

bau einer Lüftungsanlage, die Erneuerung einer 

Heizungsanlage, der Einbau von digitalen Syste-

men zur energetischen Betriebs- und Ver-

brauchsoptimierung und die Optimierung beste-

hender Heizungsanlagen. Vorgesehen ist, dass 20 

Prozent der Aufwendungen, maximal insgesamt 

40.000 Euro je Objekt, über drei Jahre verteilt von 

der Steuerschuld abgezogen werden können. 

 

Zur Entlastung der Fernpendlerinnen und Fern-

pendler soll ab dem 1. Januar 2021 bis zum 31. De-

zember 2026 die Entfernungspauschale ab dem 

21. Kilometer um 5 auf 35 Cent angehoben wer-

den. Alternativ können Pendlerinnen und Pendler, 

die mit ihrem zu versteuernden Einkommen inner-

halb des Grundfreibetrages liegen, ab dem 21. 

Entfernungskilometer eine Mobilitätsprämie in 

Höhe von 14 Prozent der erhöhten Pauschale 

wählen. Dadurch sollen diejenigen Bürgerinnen 

und Bürger entlastet werden, bei denen ein höhe-

rer Werbungskostenabzug zu keiner entsprechen-

den steuerlichen Entlastung führt, also vor allem 

Menschen mit geringem Einkommen. 

 

Klimaschutz betrifft alle Bereiche des Alltags. Da-

rum hat die Koalition auch ein so umfassendes 

Klimapaket geschnürt. Die SPD-Abgeordneten ha-

ben viele für sie wichtige Punkte gegen teils große 

Widerstände in den Verhandlungen durchge-

bracht. Deswegen noch einmal ganz klar: Es gibt 

nun einen gesetzlich verbindlichen Reduzierungs-

weg für Treibhausgase, an dem nicht zu rütteln ist. 

Gleichzeitig ist die SPD-Bundestagsfraktion davon 

überzeugt, dass es gelingen wird, die Bürgerinnen 

und Bürger auf diesem Weg mitzunehmen. Das Kli-

maschutzprogramm 2030 ist ein Meilenstein auf 

dem Weg zu einer innovativen, wirtschaftlich er-

folgreichen, sozial gerechten und klimaneutralen 

Gesellschaft. Weitere Wegmarken werden folgen. 

Die Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

sind bereit, sie zu setzen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Deutschland be-

kommt ein Klimaschutzgesetz – mit klaren Verant-

wortlichkeiten, welches Ministerium was zu tun 

hat, um die Klimaziele zu erreichen. Vorgesehen 

sind außerdem eine steuerliche Förderung für 

energetische Sanierungsmaßnahmen an selbstge-

nutztem Wohneigentum, Entlastungen für Pend-

lerinnen und Pendler, eine geringere Mehrwert-

steuer im Bahnfernverkehr (sieben statt 19 Pro-

zent) und ein neuer, für die Kommunen optionaler 

Hebesatz bei der Grundsteuer für Gebiete für 

Windenergieanlagen. Die Koalition will die Klima-

schutzziele 2030 auf jeden Fall erreichen. 

BUNDESTAG BESCHLIESST 
PREIS FÜR TREIBHAUSGAS 
Am Freitag hat das Parlament das Brennstoffemis-

sionshandelsgesetz verabschiedet (Drs. 

19/14746). Hinter dem sperrigen Ausdruck ver-

birgt sich ein weiterer Schritt zur Umsetzung des 

Klimaschutzprogramms 2030, das die Bundesre-

gierung am 9. Oktober beschlossen hat. Mit dem 

Gesetz wird ein nationales Emissionshandelssys-

tem für die Sektoren eingeführt, die nicht vom eu-

ropäischen Emissionshandelssystem unterliegen. 

Das ist die Grundlage für eine CO2-Bepreisung in 

diesen Sektoren, also Wärme und Verkehr. 
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In das System werden alle in Verkehr gebrachten 

fossilen Brennstoffe einbezogen – unabhängig da-

von, in welchem Sektor sie verwendet werden. In 

den ersten zwei Jahren werden zunächst nur we-

sentliche Hauptbrennstoffe einbezogen – nämlich 

Diesel, Benzin, Gas und Heizöl. Ziel ist, das Ver-

brennen fossiler Brennstoffe im Verkehr und im 

Wärmebereich schrittweise teurer und so den 

Umstieg auf klimafreundliche Alternativen attrak-

tiver zu machen. 

 

Preis steigt an 
Zur Teilnahme am Emissionshandelssystem ver-

pflichtet sind diejenigen Unternehmen, die die 

Brennstoffe in den Verkehr bringen, zum Beispiel 

Gaslieferanten und Raffinerien. Die Unternehmen 

müssen hierfür Zertifikate erwerben. 

 

In einer Einführungsphase werden die Zertifikate 

zu einem Festpreis ausgegeben, der von Jahr zu 

Jahr ansteigt. Dadurch entsteht ein verlässlicher 

Preispfad, der es Bürgerinnen und Bürgern und 

der Wirtschaft ermöglicht, sich auf die Entwick-

lung einzustellen. 

 

Im parlamentarischen Verfahren haben die Koali-

tionsfraktionen Änderungen an dem Gesetzent-

wurf vereinbart: So wurde zum Beispiel einer For-

derung des Verbandes Kommunaler Unterneh-

men entsprochen. Des Weiteren sollen biogene 

Brennstoffemissionen mit dem Emissionsfaktor 

Null belegt und geprüft werden, ob das auch für 

synthetische Kraftstoffe von 2023 an gelten 

könne. Darüber hinaus wird die Beteiligung des 

Bundestages an künftigen Rechtssetzungsvorha-

ben gestärkt. 

Das Wichtigste zusammengefasst: Am Freitag hat 

der Bundestag das Brennstoffemissionshandels-

gesetz beschlossen. Künftig werden CO2-

Emissionen aus der Verbrennung von Heizöl, Erd-

gas, Benzin und Diesel gedeckelt und mit einem 

ansteigenden Preis versehen, kurz CO2-Preis. Da-

für wird von 2021 an ein sogenanntes nationales 

Emissionshandelssystem für die Sektoren Wärme 

und Verkehr eingeführt. Verlässliche Preise für 

schädliche Treibhausgase wird es den Bürgerinnen 

und Bürgern und Unternehmen ermöglichen, sich 

auf die Entwicklung einzustellen. Das ist ein dicker 

Baustein, um die Klimaschutzziele von Paris zu er-

füllen. 

ÄNDERUNG BEIM 
UMWELTAUDITGESETZ 
Das Umweltauditgesetz, am Donnerstag vom Bun-

destag in 2./3. Lesung beschlossen, umfasst Recht-

sänderungen in den Bereichen des Umweltaudit-

rechts, des Atomrechts und des Chemikalien-

rechts. Die Änderungen erfolgen aufgrund geän-

derter europarechtlicher Vorschriften. 

 

Worum es genau geht: Im Umweltauditgesetz 

werden die Voraussetzungen für weitere Kennt-

nisse der Umweltgutachter im Zusammenhang 

mit einem Umweltmanagementsystem geschaf-

fen. Zudem wird ein Verweis auf die Energiema-

nagementnorm ISO 50001 aktualisiert, und es er-

folgt eine Klarstellung hinsichtlich der Anforderun-

gen an die unparteiliche und unabhängige Aufga-

benwahrnehmung der Umweltgutachter. 

 

Die Änderungen im Atomrecht ermöglichen öf-

fentlich-rechtliche Verträge unter anderem für die 

Erhebung von Entsorgungskosten anstelle von 

jährlichen Kostenbescheiden. 

 

GESUNDHEITSPOLITIK 

MASERN ZURÜCKDRÄNGEN 
Masern gehören zu den ansteckendsten Infekti-

onskrankheiten des Menschen. Im Jahr 2018 kam 

es weltweit zu einer Verdoppelung der Masernfall-

zahlen. Bis Ende Mai wurden dem Robert-Koch-

Institut bereits 420 Masernfälle in Deutschland für 

das Jahr 2019 gemeldet. Dabei stehen zur Präven-

tion gut verträgliche, hochwirksame Impfstoffe 

zur Verfügung, die eine langfristige Immunität ver-

mitteln. 

 

Um die Anzahl der Masernfälle langfristig zu redu-

zieren, hat der Bundestag am Donnerstag den Ge-

setzentwurf für den Schutz vor Masern und zur 

Stärkung der Impfprävention in 2./3. Lesung be-

schlossen (Drs. 19/13452, 19/13826). Der Gesetz-

entwurf sieht vor, dass künftig Kinder und Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter in Kitas und Schulen, 

Personal in medizinischen Einrichtungen und auch 

Menschen und Personal in sogenannten Gemein-

schaftseinrichtungen geimpft sein müssen. Darun-

ter fallen Asylbewerberheime, Flüchtlingsunter-

künfte und auch Ferienlager. 
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Nachgewiesen werden kann die Impfung bezie-

hungsweise Immunität durch den Impfausweis – 

zukünftig auch in digitaler Form vorhanden – oder 

durch ein Attest vom Arzt, von der Ärztin. Ausge-

nommen sind Menschen, die einen ärztlichen 

Nachweis vorlegen können, dass bei ihnen eine 

Impfung aus gesundheitlichen Gründen nicht rat-

sam ist. Jeder Arzt, mit Ausnahme des Zahnarztes, 

soll die Impfung durchführen können. Wer gegen 

die Pflicht zum Nachweis einer Masernimpfung 

verstößt, dem droht ein Bußgeld. Im Gesundheits-

ausschuss gab es zum Gesetzentwurf ausführliche 

öffentliche Anhörungen von Sachverständigen. 

Das Gesetz soll am 1. März 2020 in Kraft treten. 

 

Weitere gesetzliche Änderungen 
In den Beratungen zum Gesetzentwurf hat sich die 

SPD-Fraktion mit der Union auf einige fachliche 

und fachfremde Änderungsanträge verständigt: 

Die Bundesländer sollen beispielsweise bestim-

men können, dass nicht die Kita-Leitung die Nach-

weispflicht kontrollieren muss, sondern diese Auf-

gabe von einer staatlichen Stelle, zum Beispiel das 

Gesundheitsamt, wahrgenommen wird. Damit 

entlastet die Koalition Kita-Leiterinnen und -leiter 

in dieser unter Umständen sehr schwierigen Situ-

ation vor Ort.  

Außerdem kann die jeweils zuständige oberste 

Landesbehörde allgemeine Ausnahmen von der 

Nachweispflicht zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-

Institut einen Lieferengpass bei den Masernimpf-

stoffen bekannt gemacht hat.  

 

Fachfremd regelt die Koalition mit dem Gesetz die 

Kostenübernahme für Leistungen zur vertrauli-

chen Spurensicherung bei Misshandlungen und 

sexualisierter Gewalt (zum Beispiel mittels K.O.-

Tropfen) durch die Gesetzliche Krankenversiche-

rung. Das schützt vor allem Frauen, die Furcht ha-

ben, eine Strafanzeige zu stellen. Dazu müssen auf 

Länderebene Verträge zwischen den Ländern, den 

Krankenkassen und ärztlichen Einrichtungen ge-

schlossen werden.  

 

Außerdem wird es zukünftig regionale Modellvor-

haben für Grippeschutzimpfungen in Apotheken 

geben. Ärztinnen und Ärzte erhalten zudem die 

Möglichkeit, chronisch kranken Patientinnen und 

Patienten bei stabilem Gesundheitszustand und 

gleichbleibender Medikation ein Wiederholungs-

rezept auszustellen (beschränkt auf dreimal pro 

Jahr). Und es wird die Werbung für operative plas-

tisch-chirurgische Eingriffe bei Minderjährigen 

verboten. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Masern gehö-

ren zu den ansteckendsten Infektionskrankheiten 

des Menschen. Um die Anzahl der Masernfälle 

langfristig zu reduzieren, hat der Bundestag ein 

Gesetz für den Schutz vor Masern und zur Stär-

kung der Impfprävention beschlossen. Es sieht 

vor, dass künftig Kinder und Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter in Kitas und Schulen, Personal in me-

dizinischen Einrichtungen und auch Menschen 

und Personal in sogenannten Gemeinschaftsein-

richtungen geimpft sein müssen. Darunter fallen 

Asylbewerberheime, Flüchtlingsunterkünfte und 

auch Ferienlager. Außerdem werden Gewaltopfer 

bei der Kostenübernahme der vertraulichen Spu-

rensicherung besser geschützt. 

 

WIRTSCHAFTSPOLITIK 

INTERNET GOVERNANCE 
FORUM. ONE WORLD. ONE 
INTERNET. 
Ein freies und offenes Internet und der weltweite 

Zugang dazu ist politisches Ziel der SPD-

Bundestagsfraktion. Darum unterstützt die Koali-

tion das vom 25. bis 29. November 2019 unter 

dem Motto „One World. One Net. One Vision“ 

stattfindende 14. Internet Governance Forum 

(IGF) der Vereinten Nationen in Berlin. Aus diesem 

Anlass haben die Koalitionsfraktionen einen An-

trag ins Parlament eingebacht, den die Abgeord-

neten am Donnerstag erstmals debattiert haben 

(Drs. 19/15059). 

 

Deutschland ist in diesem Jahr erstmalig Gastge-

ber und die Koalition hat die Möglichkeit, ihre Vor-

stellungen einer gerechten Teilhabe an der Digita-

lisierung Ausdruck zu verleihen. Denn ursprüngli-

ches Ziel des Forums war es, die „Digitale Divide“ 

– die digitale Spaltung zwischen den Regionen der 

Welt, vielfach auch gleichbedeutend mit der Spal-

tung zwischen Arm und Reich – zu überwinden. 

 

Das Forum birgt die Möglichkeiten, in einem 

gleichberechtigten gesellschaftlichen Dialog aller 

Beteiligten, und nicht nur der Regierungen, in den 
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Austausch zu gehen. Denn es ist eine offene Dis-

kussionsplattform zu zentralen rechtlichen, politi-

schen, sozialen und technischen Fragen des Inter-

nets. Dieser Multi-Stakeholder-Ansatz bringt alle 

relevanten gesellschaftlichen Gruppen an einen 

Tisch, insbesondere auch bislang unterrepräsen-

tierte Vertreter aus Entwicklungs- und Schwellen-

ländern. 

 

Im Koalitionsvertrag haben sich SPD und CDU/CSU 

darauf verständigt, dass Deutschland bis 2025 

eine schnelle und flächendeckende Gigabitinfra-

struktur bekommt. Um das zu erreichen, hat die 

Koalition in dieser Wahlperiode viele wichtige 

Weichen für eine flächendeckenden Netz- und 5G-

Ausbau gestellt. 

 

KOMMUNALPOLITIK 

DER BUND UNTERSTÜTZT 
LÄNDER UND KOMMUNEN BEI 
DEN INTEGRATIONSKOSTEN 
Der Bundestag hat am Freitag in 2./3. Lesung den 

Gesetzentwurf der Bundesregierung „zur Beteili-

gung des Bundes an den Integrationskosten der 

Länder und Kommunen in den Jahren 2020 und 

2021“ beschlossen. 

 

In dieser Wahlperiode hat der Bund bereits zahl-

reiche Maßnahmen zur Unterstützung der Länder 

und Kommunen auf den Weg gebracht, zum Bei-

spiel bei der Kinderbetreuung, dem sozialen Woh-

nungsbau oder bei der Modernisierung der kom-

munalen Infrastruktur.  

 

Auch bei den Integrationskosten, die den Ländern 

und Kommunen, etwa bei der Unterbringung, Ver-

teilung und Versorgung von Asylsuchenden oder 

der Betreuung unbegleiteter minderjähriger 

Flüchtlinge entstehen, übernimmt der Bund seit 

2016 Verantwortung. In den Jahren 2016 bis 2018 

wurden den Ländern dafür jährlich 2 Milliarden 

Euro als Integrationspauschale und eine Entlas-

tung (670 Euro je Verfahrensmonat) im Rahmen 

der Umsatzsteuerverteilung zur Verfügung ge-

stellt. 

 

In den kommenden zwei Jahren will der Bund die 

Kommunen nun vollständig von den Kosten für 

Unterkunft und Heizung für anerkannte Asyl- und 

Schutzbedürftige entlasten. Zudem stellt er den 

Bundesländern für 2020 eine Integrationspau-

schale in Höhe von 700 Millionen Euro und für 

2021 in Höhe von 500 Millionen Euro im Rahmen 

der Umsatzsteuerverteilung zur Verfügung.  

 

Außerdem verbessert die Koalition mit dem „Pakt 

für den Rechtsstaat“ die Personalausstattung der 

Justiz. Die Länder sollen im Zeitraum vom 1. Januar 

2017 bis 31. Dezember 2021 insgesamt 2000 neue 

Stellen für Richterinnen und Richter sowie Staats-

anwältinnen und Staatsanwälte schaffen und be-

setzen. Der Bund wird den Ländern zu diesem 

Zwecke in den nächsten Beiden Jahren insgesamt 

Mittel in Höhe von 220 Millionen Euro zur Verfü-

gung stellen. 
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